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„SALE AND RENT BACK“-VERTRÄGE - BARGELD UND WEITERFAH-
REN 
 

 BGH Urteil vom 16.11.2022 – VIII ZR 436/21, BeckRS 2022, 35146 

 
SACHVERHALT 
(abgewandelt und gekürzt) 

 

Die A möchte einige Investitionen tätigen und benötigt hierfür „flüssiges Mittel“. Bei der Suche 

nach einer Lösung stößt sie auf das Angebot „Bargeld und weiterfahren“ der B. Die B ist ein 

bundesweit handelndes und staatlich zugelassenes Pfandleihaus, welches ein sogenanntes „Sale 

and rent back“-Modell betreibt. Im Rahmen dieses Modells kauft die B Fahrzeuge an und über-

lässt sie den Verkäufern umgehend auf Grundlage eines Mietverhältnisses zur weiteren Nut-

zung. Am Ende des Mietverhältnisses werden die Fahrzeuge von der B verwertet.  

Die A, welche darin eine Möglichkeit sieht, kurzfristig an Geld zu kommen, verkauft im Januar 

2018 an die B im Rahmen des obigen Modells das in ihrem Eigentum stehende Kfz zum Preis 

von 5.000 EUR. Das Fahrzeug hatte zu diesem Zeitpunkt einen Einkaufswert von 13.700 EUR.  

 

In § 6 des Kaufvertrags wurde folgende Regelung festgehalten:  

„a. Der Verkäufer beabsichtigt, das Fahrzeug von der Käuferin zur Nutzung zurückzumieten. 

[…] Einzelheiten sind in einem gesonderten Mietvertrag geregelt. 

 b. Der Verkäufer wurde zudem auf § 34 Absatz 4 Gewerbeordnung hingewiesen, der besagt, 

dass der gewerbsmäßige Ankauf beweglicher Sachen mit Gewährung eines Rückkaufsrechts 

verboten ist. Der Verkäufer bestätigt ausdrücklich, dass ihm während der Vertragsverhandlun-

gen weder schriftlich noch mündlich zugesagt, noch der Eindruck vermittelt wurde, dass er das 

von ihm an die Käuferin verkaufte Fahrzeug durch einseitige Erklärung dieser gegenüber zu-

rückkaufen könne.“ 

 

Neben diesem Kaufvertrag wurde zugleich der § 6 lit. a) angesprochene Mietvertrag für eine 

Laufzeit von 18 Monaten geschlossen. Als Mietzins wurde eine Zahlung von monatlich 900,00 

EUR vereinbart, wobei sich dieser Beitrag aufgrund der Übernahme der Kosten für Steuern, 

Versicherungen, Wartung und Reparaturen des Fahrzeugs durch die A auf 495 EUR. Sie hatte 

daher für alle sonstigen Kosten des Fahrzeugs neben des Mietzinses aufzukommen. 
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In dem Mietvertrag wurde die B ausdrücklich als „Eigentümerin des Fahrzeugs“ bezeichnet. 

Zudem wurde mietvertraglich eine Verwertung des Fahrzeugs nach Vertragsende im Wege ei-

ner öffentlichen Versteigerung vereinbart, wobei festgehalten wurde, dass sowohl die B als 

auch die A gemäß § 1239 BGB an der Auktion teilnehmen und das Fahrzeug ersteigern dürfen. 

Weiterhin wurde vereinbart, dass der Versteigerungsgewinn (Erlös abzüglich aller Kosten der 

B) A nur dann zufließen soll, wenn das Fahrzeug weder durch A noch durch B ersteigert wird. 

 

Nach Abschluss beider Verträge übergab die A den Zweitschlüssel und die Zulassungsbeschei-

nigung Teil II an die B. Die zahlte bis September 2018 die Miete (insg. 4.455,00 EUR), nicht 

jedoch im Oktober 2018. Daraufhin kündigte die B den Mietvertrag, verlangte das Fahrzeug 

von der B zurück und ließ es nach der Rückgabe an sie öffentlich versteigern. Die B ersteigerte 

das Fahrzeug selbst, das zu diesem Zeitpunkt einen Wiederbeschaffungswert von 16.000 Euro 

hatte, und veräußerte es sodann an den die Vorgeschichte nicht kennenden C. Der C zieht im 

Anschluss mit dem Fahrzeug unbekannterweise ins Ausland.  

Die A begehrt unter anderem Schadensersatz für das versteigerte Fahrzeug in Höhe von 11.000 

EUR (Differenz von Verkaufspreis an die B und Wiederbeschaffungswert des Fahrzeugs) und 

Rückerstattung der gezahlten Miete in Höhe von 4.455,00 EUR. Sie ist der Ansicht, dass der 

ursprüngliche Vertrag wegen des niedrigen Kaufpreises im Vergleich zum Wert des Fahrzeugs 

unwirksam ist. Zu Recht? 

Hinweis:  

1. Vertragliche Ansprüche sind nicht zu prüfen. 

2. Die Kündigung des Mietvertrags und die anschließende Versteigerung sind rechtlich 

nicht zu beanstanden.  

3. In § 34 Abs. 4 GewO heißt es: 

„Der gewerbsmäßige Ankauf beweglicher Sachen mit der Gewährung des Rückkaufs-

rechts ist verboten“  

Der Verstoß gegen § 34 Abs. 4 GewO ist nach § 144 Abs. 2 Nr. 2 GewO bußgeldbewehrt. 
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SCHLAGWÖRTER 
 

 

 
SKIZZE

A. Anspruch auch Schadensersatz i.H.v. 11.000 EUR gemäß §§ 990 Abs. 1, 989, 249 Abs. 1, 251 Abs. 

1 BGB gegen B 

I. Vindikationslage im Zeitpunkt der schädigenden Handlung  

1. A als ursprüngliche Eigentümerin  

2. Verlust des Eigentums durch Veräußerung an B, §§ 929 Abs. 1, 930 BGB  

a. Übergabesurrogat, § 930 BGB  

b. Dingliche Einigung  

c. Wirksamkeit der sachenrechtlichen Einigung  

aa. Nichtigkeit des Kaufvertrags nach § 134 BGB i.V.m. § 34 Abs. 4 GewO 

bb. Nichtigkeit des Kaufvertrags nach § 134 BGB i.V.m. § 34 Abs. 4 GewO 

analog  

cc. Nichtigkeit des Kaufvertrags nach § 138 Abs. 2 BGB  

dd. Nichtigkeit des Kaufvertrags nach § 138 Abs. 1 BGB  

ee. Durchschlag auf das Verfügungsgeschäft (sog. Fehleridentität) 

3. Verlust des Eigentums an B durch Versteigerung, §§ 929, 932 Abs. 1 BGB 

a. Dingliche Einigung  

b. Jedenfalls: Bösgläubigkeit, § 932 Abs. 2 BGB  

4. Zwischenergebnis 

II. Schädigendes Ereignis, § 989 BGB  

III. Bösgläubigkeit der B im Zeitpunkt des schädigenden Ereignisses, § 989 BGB  

IV. Verschulden, §§ 989, 276 BGB  

V. Rechtsfolge, §§ 249 Abs. 1, 251 Abs. 1 BGB 

VI. Ergebnis 

  

B. Anspruch auf Rückzahlung der gezahlten Miete aus § 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 BGB 

I. Etwas erlangt 

II. Durch Leistung  

III. Ohne Rechtsgrund  

IV. Rechtsfolge, § 818 Abs. 1 BGB 

V. Ergebnis 

Zivilrecht; Sachenrecht; Bereicherungsrecht; EBV; Schadensersatz; Trennungsprinzip; 

Abstraktionsprinzip; Nichtigkeit; Wucherähnliches Geschäft; Kaufvertrag; Mietvertrag;  


